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§ 38
(1) Das Urteil ist nach Schluß der mündlichen Ver­

handlung zu verkünden.
(2) Die Verkündung des Urteils erfolgt durch Verlesen 

der Entscheidung und ihrer Begründung.
(3) Ein besonderer Verkündungstermin darf nur an­

gesetzt werden, wenn wichtige Gründe hierfür vor­
liegen. Er ist sofort zu bestimmen und soll nicht später 
als eine Woche nach Schluß der mündlichen Verhand­
lung stattfinden. Sind die Parteien bei der Verkündung 
nicht anwesend, so erfolgt die Verkündung durch die 
Zustellung des Urteils an die Parteien.

(4) Das vollständige Urteil ist von dem Vorsitzenden 
Richter und den Schöffen zu unterschreiben.

§ 39
(1) Das Urteil soll das streitige Verhältnis in seinem 

gesellschaftlichen Zusammenhang einfach und verständ­
lich darstellen. 'Es soll die Parteien von der Richtigkeit 
der Entscheidung des Gerichts überzeugen.

(2) Das Urteil besteht aus
1. der Einleitung (Bezeichnung des Gerichts, der Par­

teien, des Tages der mündlichen Verhandlung u. a.),
2. der Entscheidung,
3. einer gedrängten Darstellung des Streitfalles, der 

Anträge der Parteien und ihres Vorbringens sowie 
der wichtigsten Maßnahmen, die das Gericht zur 
Aufklärung des Sachverhalts angeordnet und durch­
geführt hat,

4. der Begründung der Entscheidung.
§ 40

(1) Das Gericht ist an sein Urteil gebunden. Es kann 
in dem Urteil vorkommende Schreibfehler, Rechenfehler 
und andere offensichtliche Unrichtigkeiten jederzeit auf 
Antrag oder von sich aus ohne mündliche Verhandlung 
durch Beschluß berichtigen.

(2) Das Gericht kann sein Urteil durch eine nach­
trägliche Entscheidung ergänzen, wenn über den von 
einer Partei gestellten Antrag ganz oder teilweise nicht 
entschieden worden ist. Die nachträgliche Entscheidung 
ist von der Partei innerhalb einer Frist von 14 Tagen 
nach Zugang des Urteils zu beantragen oder vom 
Gericht innerhalb dieser Frist zu veranlassen. Die nach­
trägliche Entscheidung erfolgt nach mündlicher Ver­
handlung.

§ 41
Das Verfahren endet durch Beschluß, wenn sich die 

Parteien einigen. Der Beschluß ist nur zulässig, wenn 
die Einigung der sozialistischen Gesetzlichkeit ent­
spricht.

§ 42
(1) Das Verfahren endet durch Einstellungsbeschluß, 

wenn der Kläger oder beide Parteien wiederholt un­
entschuldigt oder ohne ausreichende Begründung der 
mündlichen Verhandlung ferngeblieben sind und das 
Gericht ohne ihre Mitwirkung den Sachverhalt nicht 
ausreichend aufklären kann. Die Klage gilt in diesem 
Fall als zurückgenommen.

(2) Der Einspruch gegen den Beschluß kann nur dar­
auf gestützt werden, daß die Partei ohne ihr Ver­
schulden daran gehindert gewesen sei, an der münd­
lichen Verhandlung teilzunehmen.

§ 43
(1) Das Verfahren endet durch Beschluß, wenn der 

Kläger die Klage zurücknimmt und das Gericht die 
Klagerücknahme für sachdienlich hält.

I (2) Der Einspruch gegen den Beschluß kann nur dar- 
I auf gestützt werden, daß eine Klagerücknahme nicht 
I Vorgelegen habe.

§ 44
Verfahren über Vollstreckbarkeitserklärungen

(1) Über Anträge auf Erklärung der Vollstreckbar­
keit von Konfliktkommissionsbeschlüssen entscheidet 
das Gericht durch Beschluß.

(2) Das Gericht hat zu prüfen, ob der Beschluß der 
Konfliktkommission unter Beachtung der hierfür maß­
gebenden rechtlichen Bestimmungen zustande ge­
kommen ist und die darin ausgesprochene Verpflichtung 
zu einer Leistung eine Vollstreckung zuläßt. Zweifel 
sind durch Beratung mit einem oder mit beiden Be­
teiligten des Verfahrens gegebenenfalls unter Hinzu­
ziehung von Mitgliedern der Konfliktkommission zu 
klären.

(3) Der Beschluß über die Versagung der Vollstreck­
barkeitserklärung ist zu begründen.

§ 45
Rechtskraft der Entscheidungen

(1) Die Entscheidungen der Kreisarbeitsgerichte, mit 
denen ein Verfahren beendet wird, werden mit Ablauf 
der Einspruchsfrist rechtskräftig, sofern kein Einspruch 
eingelegt wurde. Ist Einspruch eingelegt worden, so 
tritt die Rechtskraft mit der Entscheidung über den 
Einspruch oder mit seiner Rücknahme ein.

(2) Die Rechtskraft erstreckt sich auf die durch die 
gerichtliche Entscheidung zugesprochenen oder ab­
gewiesenen Ansprüche oder auf die festgestellten 
Rechtsverhältnisse. Rechtskräftige gerichtliche Entschei­
dungen sind für alle staatlichen und gesellschaftlichen 
Organe, Betriebe und Einrichtungen sowie Bürger ver­
bindlich.

§ 46
Wiederaufnahme des Verfahrens

(1) Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftige 
Entscheidung eines Arbeitsgerichts abgeschlossenen Ver­
fahrens ist innerhalb einer Frist von 14 Tagen, nachdem 
die Partei von dem Wiederaufnahmegrund Kenntnis 
erhalten hat, spätestens jedoch innerhalb von 3 Jah­
ren nach Eintritt der Rechtskraft zulässig,
1. wenn Tatsachen oder Beweismittel vorgebracht 

werden, die dem Arbeitsgericht zur Zeit der Ent­
scheidung nicht bekannt waren und die eine andere 
Entscheidung zu begründen geeignet sind;

2. wenn in dem Verfahren ein Arbeitsrichter oder 
Schöffe mitgewirkt hat, der von der Teilnahme an 
der Verhandlung ausgeschlossen w’ar oder sich einer 
strafbaren Rechtsverletzung schuldig gemacht hat, 
die auf die Entscheidung Einfluß gehabt haben 
kann.

(2) Für die Wiederaufnahme des Verfahrens ist das 
Arbeitsgericht zuständig, das in dem Streitfall zuletzt 
entschieden hat.

(3) Für das Wiederaufnahmeverfahren gelten die Be­
stimmungen des Verfahrens vor den Kreisarbeits­
gerichten entsprechend.

D r i t t e r  T e i l  
Das Verfahren vor den Bezirksarbeitsgerichten

§ 47
(1) Alle Urteile und Beschlüsse der Kreisarbeits­

gerichte, die ein Verfahren beenden, sowie die Be­
schlüsse, die nicht der Vorbereitung und Durchführung


